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Reichs-Geſetzblatt. 


M 23. 


Inhalt: Rechtsanwaltsordnung. S 1277. 


(Nr. 1258.) Rechtsanwaltsordnung. Vom 1. Jult 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft. 


F. 1. 


Zur Rechtsanwaltſchaft kann nur zugelaſſen werden, wer die Fähigkeit 
zum Richteramt erlangt hat. 
§. 2. 


Wer die Fähigkeit zum Richteramt in einem Bundesſtaat erlangt hat, kann 
in jedem Bundesſtaate zur Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen werden. 


$. 3. 


Ueber den Antrag auf Zulaſſung entſcheidet die Landesjuſtizverwaltung. 
Vor der Entſcheidung iſt der Vorſtand der Anwaltskammer gutachtlich 
zu hören. 84 


Wer zur Rechtsanwaltſchaft befähigt iſt, muß zu derſelben bei den Gerichten 
des Bundesſtaats, in welchem er die zum Richteramte befähigende Prüfung 
beſtanden hat, auf ſeinen Antrag zugelaſſen werden. 

Das Recht auf Zulaſſung bei einem mehreren Bundesſtaaten gemeinſchaft⸗ 
lichen Gerichte wird dadurch begründet, daß der Antragſteller in einem dieſer 
Bundesſtaaten die zum Richteramte befähigende Prüfung beſtanden hat. 

Reichs- Gefehbl. 1878. 36 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1878. 
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N Der Antrag eines nach den vorſtehenden Vorſchriften berechtigten Antrag⸗ 
ſtellers darf nur aus den in dieſem Geſetze bezeichneten Gründen abgelehnt werden. 


$. 5. 

Die Zulaſſung muß verſagt werden: 

1. wenn der Antragſteller in Folge ſtrafgerichtlichen Urtheils die Fähig⸗ 
keit zur Bekleidung öffentlicher Aemter dauernd verloren hat oder zur 
Zeit nicht befikt; 

2. wenn der Antragſteller in Folge ehrengerichtlichen Urtheils von der 
Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen ift; 

3. wenn der Antragfteller in Folge gerichtlicher Anordnung in der Ver⸗ 
fügung über fein Vermögen beſchränkt ift; 

4. wenn der Antragſteller ein Amt bekleidet oder eine Beſchäftigung be⸗ 
treibt, welche nach den Geſetzen oder nach dem Gutachten des Vor⸗ 
ſtandes der Anwaltskammer mit dem Beruf oder der Würde der 
Rechtsanwaltſchaft nicht vereinbar find; 

5. wenn der Antragſteller nach dem Gutachten des Vorſtandes der An⸗ 
waltskammer ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht bat, welches die 
Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft bedingen würde j 

6. wenn der Antragſteller nach dem Gutachten des Vorſtandes der An- 
waltskammer in Folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen ein⸗ 
getretener Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er⸗ 
füllung der Pflichten eines Rechtsanwalts dauernd unfähig iſt. 


$. 6. 

Die Zulaſſung kann verſagt werden: 

1. wenn der Antragſteller, nachdem er die Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft erlangt hatte, während eines Zeitraumes von drei Jahren weder 
als Rechtsanwalt zugelaſſen iſt, noch ein Reichs⸗, Staats⸗ oder 
Gemeindeamt bekleidet hat, noch im Juſtizdienſt oder als Lehrer des 
Rechts an einer deutſchen Univerſität thätig geweſen iſt; 

2. wenn der Antragſteller in Folge ftrafgerichtlichen Urtheils die Fähig⸗ 
keit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf Zeit verloren hatte; 

3. wenn gegen den Antragſteller, welcher früher Rechtsanwalt geweſen 
iſt, innerhalb der letzten zwei Jahre im ehrengerichtlichen Verfahren 
auf Verweis oder auf Geldſtrafe von mehr als einhundertfünfzig Mark 
erkannt worden iſt. 


F. 7. 


Iſt gegen den nach $. 4 berechtigten Antragſteller wegen einer ſtrafbaren 
Handlung, welche die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge 
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haben kann, die öffentliche Klage erhoben, fo ift die Entſcheidung über die Zu⸗ 
laſſung bis zur Beendigung der Unterſuchung auszuſetzen. 


§. 8. 


Die Zulaſſung erfolgt bei einem beſtimmten Gerichte. 

Kammern für Handelsſachen, welche ihren Sitz an einem anderen Orte, 
als an dem des Landgerichts haben, ſind im Sinne dieſes Geſetzes als beſondere 
Gerichte anzuſehen. 

2 


Der bei einem Amtsgerichte zugelaſſene Rechtsanwalt kann auf ſeinen An⸗ 
trag zugleich bei dem Landgerichte, in deſſen Bezirke das Amtsgericht ſeinen 
Sitz hat, ſowie bei den im Beiirke des Landgerichts befindlichen Kammern für 
Handelsſachen zugelaſſen werden. Die Zulaſſung muß erfolgen, wenn ſie nach 
dem übereinſtimmenden Gutachten des Oberlandesgerichts und des Vorſtandes 
der Anwaltskammer dem Intereſſe der Rechtspflege förderlich iſt. 


F. 10. 


Oer bei einem Kollegialgerichte zugelaſſene Rechtsanwalt iſt auf ſeinen An⸗ 
trag zugleich bei einem anderen, an dem Orte ſeines Wohnſitzes befindlichen 
Kollegialgerichte zuzulaſſen, wenn das Oberlandesgericht durch Plenarbeſchluß 
die Zulaſſung dem Intereſſe der ede e für förderlich erklärt. 

Erklärt das Sberlandesgericht die Zulaſſung einer beſtimmten Anzahl von 
Rechtsanwälten für förderlich und beantragt innerhalb einer bekannt zu machenden 
vierwöchigen Friſt eine größere Anzahl von Rechtsanwälten ihre Zulaſſung, ſo 
entſcheidet unter den Ankragſtellern die Landesjuſtizverwaltung. 


F. 11. 


Iſt der Rechtsanwalt bei einem Landgerichte zugelaſſen, welches zum Be⸗ 
zirk eines mehreren Bundesſtaaten gemeinſchaftlichen Oberlandesgerichts gehört, 
ſo kann er zugleich bei dem letzteren zugelaſſen werden, auch wenn dasselbe an 
einem anderen Orte ſeinen Sitz hat. 


F. 12. 


Auf Antrag eines Landgerichts können bei demſelben Rechtsanwälte, welche 
bei einem benachbarten Landgerichte zugelaſſen ſind, widerruflich zugelaſſen werden, 
wenn nach dem Gutachten des Oberlandesgerichts die Zulaſſung zur ordnungs⸗ 
mäßigen Erledigung der Anwaltsprozeſſe gaſorbetlich iſt. 


$. 13, 


Die Zulaffung bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte darf wegen man⸗ 
ge Bedürfniſſes zur Vermehrung der Zahl der bei demſelben zugelaſſenen 
Rechtsanwälte nicht verſagt werden. 

36* 
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$. 14. 


Die Zulaſſung bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte kann verſagt 
werden, wenn bei demſelben ein Richter angeſtellt iſt, mit welchem der Antrag⸗ 
ſteller in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der Seitenlinie im 
zweiten Grade verwandt oder verſchwägert iſt, auch wenn die Ehe, durch welche 
die Schwägerſchaft begründet wird, nicht mehr beſteht. 


$. 15. 


Die Zulaſſung eines Rechtsanwalts bei einem anderen Gerichte kann ver⸗ 
ſagt werden: 


1. wenn gegen den Antragſteller innerhalb der letzten zwei Jahre im 
ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder auf Geldſtrafe von 
mehr als einhundertfünfzig Mark erkannt iſt; 


2. wenn gegen den Antragſtellet die Klage im ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren erhoben iſt. 


$. 16. 


Der Beſcheid, welcher einem Antragſteller die beantragte Zulaſſung verſagt, 
muß den Grund der Verſagung angeben. 

Wird die Zulaſſung nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts- 
kammer aus einem der im §. 5 Nr. 4, 5, 6 bezeichneten Gründe verſagt, ſo iſt 
auf Verlangen des Antragſtellers über den Grund der Verſagung im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren zu entſcheiden. 

Das Verlangen muß bei der Landesjuſtizverwaltung innerhalb der Friſt 
von einer Woche ſeit der Zuſtellung des Beſcheides angebracht werden. 

Die Landesjuſtizverwaltung hat den rechtzeitig geſtellten Antrag dem Vor⸗ 
ſtande der Anwaltskammer zu überſenden. 


$. 17. 


Nach der erſten Zulaſſung hat der Rechtsanwalt in einer öffentlichen 
Sitzung des Gerichts, bei welchem er zugelaſſen ift, folgenden Eid zu leiſten: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten 

eines Rechtsanwalts gewiſſenhaft zu erfüllen, fo wahr mir Gott helfe.“ 


§. 18. 


Der Rechtsanwalt muß an dem Orte des Gerichts, bei welchem er zu⸗ 
gelaſſen iſt, ſeinen Wohnſitz nehmen. a 

Inwieweit benachbarte Orte im Sinne dieſer Vorſchrift als ein Ort an⸗ 
zuſehen ſind, beſtimmt die Landesjuſtizverwaltung. 

Dieſelbe kann einem bei einem Amtsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwalte 
Ane ‚ an einem anderen Orte innerhalb des Amtsgerichtsbezirks feinen Wohnſitz 
zu nehmen. 
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Iſt der Rechtsanwalt bei mehreren Gerichten zugelaffen, fo muß er im 
Falle des $. 9 am Orte des Amtsgerichts, im Falle des §. 11 am Orte des 
Landgerichts ſeinen Wohnſitz nehmen. 

Die Mehrkoſten, welche bei der Vertretung einer Partei vor einem Kollegial⸗ 
gerichte durch einen bei demſelben zugelaſſenen Rechtsanwalt dadurch entſtehen, 
daß der letztere ſeinen Wohnſitz nicht am Orte des Gerichts hat, iſt die Gegen⸗ 
partei zu erſtatten nicht verpflichtet. 


$. 19. 


Iſt der Rechtsanwalt an dem Ort eines Gerichts, bei welchem er zugelaffen 
iſt, nicht wohnhaft, ſo muß er bei dieſem Gericht einen an dem Orte desſelben 
wohnhaften ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten beftellen. 

An den Zuſtellungsbevollmächtigten kann auch die Zuſtellung von Anwalt 
zu Anwalt wie an den Rechtsanwalt ſelbſt erfolgen. 

ft eine Zuſtellung an den Suſtellungsbevollmächtigten am Orte des 
Gerichts nicht ausführbar, ſo kann ſie an den Rechtsanwalt durch Aufgabe zur 
Poſt erfolgen. 

F. 20. 


Bei jedem Gericht ift eine Lifte der bei demſelben zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte zu führen. In der Lifte iſt der Wohnſitz der Rechtsanwälte anzugeben. 

Hat der Rechtsanwalt den Eid geleiſtet und ſeinen Wohnſitz in Gemäßheit 
des $. 18 genommen, fo iſt er in die Lifte einzutragen. Veränderungen des 
Wohnſitzes hat derſelbe unverzüglich anzuzeigen. 

he der Eintragung beginnt die Befugniß zur Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft. 

Die Eintragungen ſind von dem Gericht auf Koſten des Rechtsanwalts 
durch den Deutſchen Reichsanzeiger bekannt zu machen. 


$. 21. 
Die Zulaſſung muß zurückgenommen werden: 


1. wenn der Rechtsanwalt feinen Wohnſitz ($. 18) binnen drei Monaten 
ſeit Mittheilung des die Zulaſſung ausſprechenden Beſcheides nicht ge 
nommen hat; 

2. wenn der Rechtsanwalt den Wohnſitz ($. 18) aufgiebt; 


3. wenn nach der Zulaſſung ſich ergiebt, daß ſte in Gemäßheit des §. 5 
Nr. 1, 2 hätte verſagt werden müſſen. 


Die Zurücknahme kann im Falle des F. 5 Nr. 1 unterbleiben, wenn der 
daſelbſt bezeichnete Verſagungsgrund nicht mehr vorliegt. 

Die Zulaſſung bei einem Gericht, an deſſen Orte der Rechtsanwalt nicht 
wohnhaft iſt, muß zurückgenommen werden, wenn der Rechtsanwalt einen Monat 
ber verſäumt hat, einen dort wohnhaften Zuftellungsbevollmächtigten zu 

eſtellen. 
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F. 22. 


Die Zulaſſung kann zurückgenommen werden, wenn der Rechtsanwalt in 
hte . Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen be⸗ 
hränkt iſt. 


F. 23. 


Die Zurücknahme der Zulaſſung erfolgt durch die Landesjuſtizverwaltung 
nach Anhörung des Rechtsanwalts und des Vorſtandes der Anwaltskammer. 

Ein die Zulaſſung zurücknehmender Beſcheid muß den Grund der Zurüd- 
nahme angeben. 


F. 24. 


Stirbt der Rechtsanwalt oder giebt er die Zulaſſung auf oder wird die 
Zulaſſung zurückgenommen oder verliert der Rechtsanwalt in Folge Urtheils die 
Site n zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft, ſo iſt die Eintragung in der 

iſte zu löſchen. 

Die Löſchung iſt von dem Gerichte durch den Deutſchen Reichsanzeiger be 
kannt zu machen. 


$. 25. 


Die Stellvertretung eines an der Ausübung ſeines Berufs zeitweiſe ver⸗ 
hinderten Rechtsanwalts kann nur einem Rechtsanwalt oder einem Rechtskundigen, 
welcher mindeſtens zwei Jahre im Vorbereitungsdienſte beſchäftigt worden iſt, 
übertragen werden. 

Inſofern die Stellvertretung nicht von einem bei demſelben Gerichte zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt übernommen wird, darf die Beſtellung des Stellvertre⸗ 
ters nur durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung erfolgen. 

Auf die in Abſatz 1 bezeichneten Stellvertreter, auch wenn dieſelben nicht 
Rechtsanwälte find, finden die Vorſchriften des §. 143 Abſ. 1, 2 der Civilprozeß⸗ 
ordnung nicht Anwendung. Das Gleiche gilt für die im Juſtizdienſte befindlichen 
Rechtskundigen, welche mindeſtens zwei Jahre im Vorbereitungsdienſte bejchäftigt 
worden find, wenn fie einen Rechtsanwalt, ohne als deſſen Stellvertreter beſtellt 
zu ſein, in Fällen vertreten, in denen eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
nicht geboten iſt, oder wenn ſie unter Beiſtand des Rechtsanwalts die Aus⸗ 
führung der Parteirechte übernehmen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten der Rechtsanwaͤlte. 


F. 26. 


Auf Grund der Zulaſſung bei einem Gericht iſt der Rechtsanwalt befugt, 
in den Sachen, auf welche die Strafprozeßordnung, die Civilprozeßordnung und 
die Konkursordnung Anwendung finden, vor jedem Gericht innerhalb des Reichs 


Vertheidigungen zu führen, als Beiſtand 1 und, inſoweit eine Ver⸗ 
tretung durch Anwälte nicht geboten iſt, die Vertretung zu übernehmen. 


. 27. 


Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten iſt, kann nur ein bei 
dem Prozeßgerichte zugelaſſener Rechtsanwalt die Vertretung als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter übernehmen. ö 

In der mündlichen Verhandlung, einſchließlich der vor dem Prozeßgericht 
erfolgenden Beweisaufnahme, kann jedoch jeder Rechtsanwalt die Ausführung 
der Parteirechte und für den Fall, daß der bei dem Prozeßgerichte zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt ihm die Vertretung überträgt, auch dieſe 
übernehmen. 


F. 28. 
Der Rechtsanwalt iſt verpflichtet, ſeine Berufsthätigkeit gewiſſenhaft aus⸗ 
zuüben und durch ſein Verhalten in Ausübung des Berufs ſowie außerhalb 
desſelben ſich der Achtung würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 


$. 29. 


Der Rechtsanwalt muß, wenn er ſich über eine Woche hinaus von ſeinem 
Woßnſitze entfernen will, für feine Stellvertretung ſorgen, auch dem Vorſitzenden 
des Gerichts, bei welchem er zugelaſſen iſt, ſowie dem Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk er ſeinen Wohnſitz hat, Anzeige machen und den Stellvertreter benennen. 


F. 30. 


Der Rechtsanwalt, deſſen Berufsthätigkeit in Anſpruch genommen wird, 
iſt verpflichtet, wenn er den Antrag nicht annimmt, die Ablehnung ohne Verzug 
zu erklären, widrigenfalls er den durch die Verzögerung erwachſenen Schaden 
zu erſetzen hat. 


$. 31. 
Der Rechtsanwalt hat ſeine Berufsthätigkeit zu verſagen: 


J. Wade ſie für eine pflichtwidrige Handlung in Anſpruch genommen 
wird; 


2. wenn ſie von ihm in derſelben Rechtsſache bereits einer anderen Partei 
im entgegengeſetzten Intereſſe gewährt iſt 
3. wenn er ſie in einer ſtreitigen Angelegenheit gewähren ſoll, an deren 
Entſcheidung er als Richter theilgenommen hat. 
F. 32. 


„Der Rechtsanwalt iſt nicht verpflichtet, vor Empfang feiner Auslagen und 
Gebühren die Handakten dem Auftraggeber herauszugeben. 
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Die Pflicht zur Aufbewahrung der Handakten erliſcht mit Ablauf von 
fünf Jahren nach Beendigung des Auftrags und ſchon vor Beendigung dieſes 
Zeitraums, wenn der Auftraggeber, zur Empfangnahme der Handakten auf⸗ 
gefordert, ſie nicht binnen ſechs Monaten nach erhaltener Aufforderung in 
Empfang genommen hat. 


F. 33. 


Außer den in der Civilprozeßordnung bezeichneten Fällen hat das Prozeß⸗ 
gericht, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten iſt, einer Partei auf 
Antrag einen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte beizuordnen, wenn 
die Partei einen zu ihrer Vertretung geneigten Anwalt nicht findet und die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung nicht muthwillig oder ausſichtslos 
erſcheint. 

F. 34. 


Einer Partei, welcher das Armenrecht bewilligt iſt, kann auch, inſoweit 
eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte von dem Prozeßgericht ein Rechtsanwalt auf Antrag 
beigeordnet werden. 

$. 35. 


Gegen die Entſcheidung, durch welche die Beiordnung eines Rechtsanwalts 
abgelehnt wird, ſteht der Partei die Beſchwerde nach Maßgabe der Civilprozeß⸗ 
ordnung zu. 

$. 36. 

Die Auswahl eines beizuordnenden Rechtsanwalts erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichts aus der Zahl der bei dieſem zugelaſſenen Rechtsanwälte. 

Gegen die Verfügung ſteht der Partei und dem Rechtsanwalte die Be⸗ 
ſchwerde nach Maßgabe der Civilprozeßordnung zu. 


$. 37. 


Die Mehrkoften, welche bei der Vertretung einer armen Partei durch den 
ihr beigeordneten Rechtsanwalt dadurch entſtehen, daß der letztere ſeinen Wohnſttz 
nicht am Orte des Gerichts hat, iſt die Gegenpartei zu erſtatten nicht verpflichtet. 


$. 38. 


Im Falle des F. 33 kann der beigeordnete Rechtsanwalt die Uebernahme 
der Vertretung davon abhängig machen, daß ihm ein nach den Vorſchriften der 
Gebührenordnung zu bemeſſender Vorſchuß gezahlt wird. 


$. 39. 


Für die Verpflichtung des Rechtsanwalts, in Strafſachen die Vertheidi⸗ 
gung zu führen, ſind die Beſtimmungen der Strafprozeßordnung maßgebend. 
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In denjenigen Fällen, in welchen nach F. 144 der Strafprozeßordnung 
die Beſtellung des Vertheidigers durch den Vorſitzenden des Landgerichts oder 
den Amtsrichter zu erfolgen hat, ſtehen den am Sitze des Gerichts wohnhaften 
Rechtsanwälten die innerhalb des Bezirks desſelben wohnhaften und bei dem⸗ 
ſelben zugelaſſenen gleich. Auf Reiſekoſten und Tagegelder für die Reiſe nach 
dem Sitze des Gerichts haben dieſelben keinen Anſpruch. 

Ein nach $. 12 widerruflich zugelaffener Rechtsanwalt kann in Ermange⸗ 
lung von Rechtsanwälten, welche im Bezirke des Gerichts wohnhaft ſind, in 
den Fällen des $. 144 der Strafprozeßordnung zum Vertheidiger beſtellt werden. 


§. 40. 


Der Rechtsanwalt iſt verpflichtet, den im Vorbereitungsdienſte bei ihm 
beſchäftigten Rechtskundigen Anleitung und Gelegenheit zu praktiſchen Arbeiten 
zu geben. 


Dritter Abſchnitt. 
Anwaltskammern. 


. 41. 


Die innerhalb des Bezirks eines Oberlandesgerichts zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte bilden eine Anwaltskammer. 
Die Kammer hat ihren Sitz am Orte des Oberlandesgerichts. 


F. 42. 


Die Kammer hat einen Vorſtand von neun Mitgliedern. 
Durch die Geſchäftsordnung kann die Zahl der Mitglieder bis auf fünf⸗ 
zehn erhöht werden. 
§. 43. 


Der Vorſtand wird durch die Kammer gewählt. 

Wählbar ſind die Mitglieder der Kammer. 

Nicht wählbar ſind: 

1. diejenigen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügun 
über ihr Vermögen beſchränkt d, Da 

2. diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren oder wegen 
einer ſtrafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter zur Folge haben kann, die öffentliche Klage er⸗ 
hoben iſt; 

3. diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis 
oder auf Geldftrafe von mehr als einhundertfünfzig Mark erkannt ift, 
auf die Dauer von fünf Jahren nach der Rechtskraft des Urtheils. 

Verliert ein Mitglied des Vorſtandes die Wählbarkeit, ſo ſcheidet dasſelbe 

aus dem Vorſtande. 
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$. 44. 


Die Wahl des Vorſtandes erfolgt auf vier Jahre, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß alle zwei Jahre die Hälfte der Mitglieder, bei ungerader Zahl zum 
erſten Male die größere Zahl ausſcheidet. Die zum erſten Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt. 

Eine Erſatzwahl für ein vor dem Ablaufe der Wahlperiode ausſcheidendes 
Mitglied erfolgt für den Reſt derſelben. 


F. 45. 
Die Wahl zum Mitgliede des Vorſtandes darf ablehnen: 
1. wer das fünfundſechszigſte Lebensjahr vollendet hat; 
2. wer die letzten vier Jahre Mitglied des Vorſtandes geweſen iſt, für 
die nächſten vier Jahre. 


Das freiwillige Ausſcheiden eines Mitgliedes bedarf der Zuſtimmung des 
Vorſtandes. 


$. 46. 


Der Vorſtand wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden, einen ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden, einen Schriftführer und einen ſtellvertretenden Schriftführer. 


$. 47. 
Das Ergebniß der Wahlen wird der Landesjuftizverwaltung und dem 


Oberlandesgericht angezeigt und von dem letzteren auf Koſten der Anwaltskammer 
durch den Deutſchen Reichsanzeiger bekannt gemacht. 


F. 48. 

Der Kammer liegt ob: 

1. die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für die Kammer und den 
Vorſtand; 

2. die Bewilligung der Mittel zur Beſtreitung des für die gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten erforderlichen Aufwandes und die Beſtimmung 
des Beitrages der Mitglieder; 

3. die Prüfung und Abnahme der ſeitens des Vorſtandes zu legenden 
Rechnung. 

$. 49. 

Der Vorſtand hat 

1. die Aufſicht über die Erfüllung der den Mitgliedern der Kammer 
obliegenden Pflichten zu üben und die ehrengerichtliche Strafgewalt 
zu handhaben; 

2. Streitigkeiten unter den Mitgliedern der Kammer auf Antrag zu 
vermitteln; 
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3. Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältniſſe zwiſchen einem Mitgliede 
der Kammer und dem Auftraggeber auf Antrag des letzteren zu 
vermitteln; 

4. Gutachten, welche von der Landesjuſtizverwaltung, ſowie ſolche, welche 
in Streitigkeiten zwiſchen einem Mitgliede der Kammer und ſeinem 
Auftraggeber von den Gerichten erfordert werden, zu erftatten; 

5. das Vermögen der Kammer zu verwalten und derſelben über die Ver⸗ 
waltung jährlich Rechnung zu legen. 

Der Vorſtand kann die in Nr. 2, 3 bezeichneten Geſchäfte einzelnen ſeiner 

Mitglieder übertragen. 


$. 50. 


Der Vorſtand fowie die Kammer iſt berechtigt, Vorſtellungen und Anträge, 
welche das Intereſſe der Rechtspflege oder der Rechtsanwaltſchaft betreffen, an 
die Landesjuſtizverwaltung zu richten. 


F. 51. 


Die Geſchäfte des Vorſtandes werden von den Mitgliedern unentgeltlich 
geführt, baare Auslagen werden ihnen erſtattet. 


§. 52. 


Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen der Kammer und des Vor⸗ 
ſtandes und führt in beiden den Vorfik. 

Die Berufung der Kammer muß erfolgen, wenn zehn Mitglieder derſelben, 
die Berufung des Vorſtandes, wenn zwei Mitglieder desſelben unter Angabe 
des zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich darauf antragen. Durch die 
Geſchäftsordnung kann die Zahl der Mitglieder, auf deren Antrag die Berufun 
der Kammer erfolgen muß, erhöht werden. Die Kammer kann auf Beſchluß 
des Vorſtandes an jeden innerhalb des Oberlandesgerichtsbezirks belegenen Ort, 
welcher der Sitz eines Landgerichts iſt, berufen werden. 


$. 53. 


Die Verſammlungen der Kammer werden mittels öffentlicher Bekannt⸗ 
machung in den durch die Geſchäftsordnung beſtimmten Blättern oder mittels 
ſchriftlicher Einladung der Mitglieder berufen. Die Berufung des Vorſtandes 
erfolgt mittels ſchriftlicher Einladung. 

Die öffentliche Bekanntmachung muß ſpäteſtens am fünften Tage vor der 
Verſammlung erfolgen. 

Die ſchriftliche Einladung von Mitgliedern, welche nicht am Sitze der 
Kammer wohnen, gilt als bewirkt, wenn das Einladungsſchreiben ſpäteſtens am 
fünften Tage vor der Verſammlung eingeſchrieben zur Poſt gegeben iſt. 

Bei der Berufung der Kammer muß der N über welchen in 
der Verſammlung ein Beſchluß gefaßt werden ſoll, bekannt gemacht werden. 

37* 
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Ueber andere Gegenſtände, mit Ausnahme des Antrags auf abermalige Berufung 
der Kammer, darf ein Beſchluß nicht gefaßt werden. 


$. 54. 


Die Beſchlüſſe der Kammer und des Vorſtandes werden nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Das Gleiche gilt für die Wahlen. 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſtitzenden, 
bei Wahlen das Loos. 

Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder ſind von der Beſchluß⸗ 
faſſung über dieſelbe ausgeſchloſſen. 


F. 55. 


Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Theilnahme der Mehrheit 
der Mitglieder erforderlich. 

Die Beſchlüſſe des Vorſtandes können mittels ſchriftlicher Abſtimmung 
gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung verlangt. 


$. 56. 


Ueber die in einer Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe und die Ergebniſſe 
der Wahlen iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches von dem Vorſitzenden und 
dem Schriftführer zu unterzeichnen iſt. 


$. 57. 


Der Vorſitzende hat den geſchäftlichen Verkehr der Kammer und des Vor⸗ 
ſtandes zu vermitteln, die Beſchlüſſe derſelben zur Ausführung zu bringen und 
die Urkunden im Namen derſelben zu vollziehen. 

Die Kaſſengeſchäfte liegen dem Schriftführer ob; er iſt zur Empfangnahme 
von Geld berechtigt und vertritt die Kammer in Prozeſſen. 


$. 58. 


Die Mitglieder der Kammer haben auf die in Gemäßheit des $. 49 
Abſ. 1 Nr. 1 bis 3 und Abſ. 2 ergehenden Ladungen zu erſcheinen, die verlangten 
a öde zu ertheilen und den zu dieſem Zwecke erlaſſenen Anordnungen Folge 
zu leiſten. 

Zur Erzwingung einer ſolchen Anordnung können Geldſtrafen bis zum 
Geſammtbetrage von dreihundert Mark feſtgeſetzt werden. Der Feſtſetzung einer 
Strafe muß deren ſchriftliche Androhung vorangehen. 

Gegen die Anordnungen oder Straffeſtſetzungen eines beauftragten Mit- 
gliedes des Vorſtandes findet Beſchwerde an den Vorſtand ſtatt. 


$. 59. 


Die Aufſicht über den Geſchäftsbetrieb des Vorſtandes ſteht dem Wräffdenten 
des Oberlandesgerichts zu. Derſelbe entſcheidet über Beſchwerden, welche den 
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Geſchäftsbetrieb des Vorſtandes betreffen. Für die Aufſicht und die Beſchwerden 
ſind die landesgeſetzlichen Vorſchriften maßgebend, welche die Aufſicht und die 
Beſchwerden über den Geſchäftsbetrieb der Gerichte regeln. 

Geſetzwidrige Beſchlüſſe oder Wahlen der Kammer oder des Vorſtandes 
können von dem Oberlandesgericht aufgehoben werden. 


$. 60. 


Die Verhandlungen und Erlaſſe der Kammer und des Vorſtandes, ſowie 
die an dieſelben gerichteten Erlaſſe und Eingaben ſind, ſoweit dieſelben nicht 
eine Beurkundung von Rechtsgeſchäften enthalten, frei von Gebühren und 
Stempeln. 

K 6E 

Der Vorſitzende hat jährlich der Landesfuſtizverwaltung und dem Ober⸗ 
landesgericht einen ſchriftlichen Bericht über die Thätigkeit der Kammer und des 
Vorſtandes zu erſtatten. 


Vierter Abſchnitt. 
Ehrengerichtliches Verfahren. 


F. 62. 


Ein Rechtsanwalt, welcher die ihm obliegenden Pflichten ($. 28) verletzt, 
hat die ehrengerichtliche Beſtrafung verwirkt. 


$. 63. 
Die ehrengerichtlichen Strafen ſind: 
1. Warnung; 
2. Verweis; 


3. Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark; 
4. Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft. 
Geldſtrafe kann mit Verweis verbunden werden. 


F. 64. 


Wegen Handlungen, welche ein Rechtsanwalt vor ſeiner Zulaſſung begangen 
hat, iſt ein ehrengerichtliches Verfahren nur dann zuläſſig, wenn jene Hand⸗ 
lungen die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft begründen. 


F. 65. 


Iſt gegen einen Rechtsanwalt wegen einer ſtrafbaren Handlung die öffent⸗ 
liche Klage erhoben, ſo iſt während der Dauer des Strafverfahrens wegen der 
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nämlichen Thatſachen das ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen und, wenn 
die Eröffnung ſtattgefunden hat, auszuſetzen. 

f IE im Strafverfahren auf Freiſprechung erkannt, fo findet wegen der⸗ 
jenigen Thatſachen, welche in dieſem zur Erörterung gekommen ſind, ein ehren⸗ 
gerichtliches Verfahren nur inſofern ſtatt, als dieſelben an ſich und unabhängig 
von dem Thatbeſtand einer im Strafgeſetze vorgeſehenen Handlung die ehren⸗ 
gerichtliche Beſtrafung begründen. 

Iſt im Strafverfahren eine Verurtheilung ergangen, welche die Unfähig⸗ 
keit zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft nicht zur Folge hat, ſo beſchließt das 
asche e ob außerdem das ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen oder fort⸗ 
zuſetzen ſei. 

Kann im Strafverfahren eine Hauptverhandlung nicht ſtattfinden, weil 
der Angeklagte abweſend iſt, ſo findet die Vorſchrift des Abſatzes 1 keine An⸗ 
wendung. 

F. 66. 


Inſoweit nicht aus den nachfolgenden Beſtimmungen Abweichungen ſich 
ergeben, finden auf das ehrengerichtliche Verfahren die Vorſchriften der Straf⸗ 
prozeßordnung über das Verfahren in den zur Zuſtändigkeit der Landgerichte 
gehörigen Strafſachen und die Vorſchriften der $$. 156 Nr. II, 177, 186 bis 
200 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


F. 67. 


Der Vorſtand entſcheidet im ehrengerichtlichen Verfahren als Ehrengericht 
in der Beſetzung von fünf Mitgliedern. Dasſelbe beſteht aus dem Vorſitzenden, 
dem ſtellvertretenden Vorſitzenden und drei anderen Mitgliedern des Vorſtandes. 
Der Vorſtand wählt die letzteren und beſtimmt die Reihenfolge, in welcher die 
übrigen Mitglieder als Stellvertreter zu berufen ſind. 


F. 68. 


Zuſtändig iſt das Ehrengericht der Kammer, welcher der Angeſchuldigte 
zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 


$. 69. 


Der Antrag auf Eröffnung der Vorunterſuchung kann von dem Ehren⸗ 
gerichte ſowohl aus rechtlichen, als aus thatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 

Gegen den ablehnenden Beſchluß ſteht der Staatsanwaltſchaft die ſofor⸗ 
tige Beſchwerde zu. 

Gegen den die Vorunterſuchung eröffnenden Beſchluß ſteht dem Ange⸗ 
ſchuldigten die Beſchwerde nur wegen Unzuſtändigkeit des Ehrengerichts zu. 


F. 70. 


Das Ehrengericht kann beſchließen, daß ohne Vorunterſuchung das Haupt⸗ 
verfahren zu eröffnen ſei. 
Beſchwerde findet nicht ſtatt. 
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F. 71. 


Mit der Führung der Vorunterſuchung wird ein Richter durch den Prä⸗ 
ſidenten des Oberlandesgerichts beauftragt. 


8 
Die Verhaftung und vorläufige Feſtnahme ſowie die Vorführung des 
Angeſchuldigten iſt unzuläſſig. 
NE} 


Die Beeidigung von Zeugen und Sachverſtändigen kann in der Vorunter⸗ 
ſuchung erfolgen, auch wenn die Vorausſetzungen des §. 65 Abſ. 2 und des 
$. 222 der Strafprozeßordnung nicht vorliegen. 


$. 74. 


Beantragt die Staatsanwaltſchaft eine Ergänzung der Vorunterſuchung, 
ſo hat der Unterſuchungsrichter, wenn er dem Antrage nicht ſtattgeben will, die 
Entſcheidung des Ehrengerichts einzuholen. 


$. 75. 


Nach geſchloſſener Vorunterſuchung ſind dem Angeſchuldigten auf ſeinen 
Antrag die Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens mitzutheilen. 


N 


Die Anklageſchrift hat die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Pflicht, 
verletzung durch Angabe der ſie begründenden Thatſachen zu bezeichnen und⸗ 
ſoweit in der Hauptverhandlung Beweiſe erhoben werden ſollen, die Beweis⸗ 
mittel anzugeben. 


$. 77. 


Iſt der Angeſchuldigte außer Verfolgung geſetzt, fo kann die Klage nur 
während eines Zeitraums von fünf Jahren, vom Tage des Beſchluſſes ab, 
und nur auf Grund neuer Thatſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen 
werden. f 

$. 78. 


In dem Beſchluſſe, durch welchen das Hauptverfahren eröffnet wird, iſt 
die dem Angeklagten zur Laſt gelegte Pflichtverletzung durch Angabe der fie be- 
gründenden Thatſachen zu bezeichnen. 


$. 79. 


Die Mittheilung der Anklageſchrift erfolgt mit der Ladung zur Haupt⸗ 
verhandlung. 


— 192 — 


$. 80. 


Die Mitglieder des Vorſtandes, welche bei der Entſcheidung über die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens mitgewirkt haben, ſind von der Theilnahme an 
dem Hauptverfahren nicht ausgeſchloſſen. 


F. 81. 


In der Hauptverhandlung iſt als Gerichtsſchreiber ein dem Vorſtande 
nicht angehörender, am Sitze der Kammer wohnhafter Rechtsanwalt von dem 
Vorſitzenden zuzuziehen. 

F. 82. 


Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Die Mitglieder der Kammer 
ſind als Zuhörer zuzulaſſen, andere Perſonen nur auf Antrag des Angeklagten 
nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden. 


$. 83. 


Die Hauptverhandlung kann auch ohne Anweſenheit des Angeklagten 
ftattfinden, ſofern er zu derſelben geladen iſt, auch wenn er im Sinne des 
§. 1 in Strafprozeßordnung als abweſend gilt. Eine öffentliche Ladung ift 
unzuläſſig. 

Das Ehrengericht kann das perſönliche Erſcheinen des Angeklagten unter 
der Verwarnung anordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Vertreter nicht werde 
zugelaſſen werden. 8. 84 


In der Hauptverhandlung hält nach Verleſung des Beſchluſſes über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens ein Berichterſtatter in Abweſenheit der Zeugen 
einen Vortrag über die Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens, ſoweit dieſelben 
ſich auf die in dem Beſchluſſe über die Eröffnung des Hauptverfahrens ent⸗ 
haltenen Thatſachen beziehen. 

F. 85. 


Das Ehrengericht beſtimmt den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 


$. 86. 


Das Ehrengericht kann nach freiem Ermeſſen die Vernehmung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen durch einen erſuchten Richter oder in der Hauptverhand⸗ 
lung anordnen. 

Auf das Erſuchen finden die $$. 158 bis 160, 166 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 

Die Vernehmung muß auf Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des An⸗ 
geſchuldigten in der Hauptverhandlung erfolgen, ſofern nicht vorausſichtlich der 
Zeuge oder Sachverſtändige am Erſcheinen in der Hauptverhandlung verhindert 
oder ſein Erſcheinen wegen großer Entfernung beſonders erſchwert ſein wird. 
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F. 87. 


Die Verhängung von Zwangsmaßregeln, ſowie die Feſtſetzung von Strafen 
gegen Zeugen und Sachverſtändige, welche in der Hauptverhandlung ausbleiben 
oder ihre Ausſage oder deren Beeidigung verweigern, erfolgt auf Erſuchen durch 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirke diefelben ihren Wohnſitz und in Ermangelung 
eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. 


$. 88. 


Die Ausſage eines außerhalb der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen 
oder Sachverſtändigen, deſſen Vernehmung nicht in der Hauptverhandlung er⸗ 
folgen muß, ift, ſofern es die Staatsanwaltſchaft oder der Angeklagte beantragt 
oder das Ehrengericht es für erforderlich erachtet, zu verleſen. 


$. 89. 


Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be⸗ 
ſchwerde iſt das Oberlandesgericht zuſtändig. 


$. 90. 


Gegen die Urtheile des Ehrengerichts iſt die Berufung an den Ehren⸗ 
gerichtshof zuläſſig. 

Der Ehrengerichtshof beſteht aus dem Präſidenten des Reichsgerichts als 
Vorſitzenden, drei Mitgliedern des Reichsgerichts und drei Mitgliedern der An⸗ 
waltskammer bei dem Reichsgerichte. 

Die Mitglieder des Reichsgerichts werden nach den Vorſchriften der $$. 62, 
63, 133 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beſtimmt. Die Mitglieder der Anwalts⸗ 
kammer werden vor Beginn des Geſchäftsjahres auf die Dauer desſelben von 
der Anwaltskammer gewählt. 

In e Weiſe werden drei Stellvertreter der Mitglieder des Reichs⸗ 
gerichts und zwei Stellvertreter der Mitglieder der Anwaltskammer beſtimmt. 

Auf die Vertretung des Präfidenten findet die Vorſchrift des §. 65 Abi. 2 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


F. 91. 


Auf das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz und in der Berufungsinſtanz 
finden die Vorſchriften der Strafprozeßordnung und der $$. 82, 83 Abſ. 1, 
$$. 84, 86 bis 88 dieſes Geſetzes entſprechende Anwendung. 


§. 92, 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bei dem Oberlandesgerichte, in der Berufungsinſtanz von der Staats⸗ 
anwaltſchaft bei dem Reichsgerichte wahrgenommen. 

Reichs - Befehbl. 1878. 38 
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9893. 

Im Falle des F. 16 Abſ. 2 wird ohne Beſchluß über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung geſchritten. 

Das Ehrengericht kann nach Maßgabe des F. 86 auch die Vernehmung 
des Antragſtellers vor der Hauptverhandlung anordnen. 

Dem Antragſteller ſind auf Verlangen die ihm zur Laſt gelegten That⸗ 
ſachen ſowie die Beweismittel vor der Hauptverhandlung ſchriftlich anzugeben. 

Das Verfahren iſt einzuſtellen, wenn der Antrag auf Entſcheidung im 
ehrengerichtlichen Verfahren zurückgenommen wird; die Koſten trägt in dieſem 
Falle der Antragſteller. Sr 


Für das Verfahren werden weder Gebühren noch Stempel, fondern nur 
baare Auslagen in Anſatz gebracht. 

Der Betrag der Koſten iſt von dem Vorſitzenden feſtzuſtellen. Die Feſt⸗ 
ſetzung iſt vollſtreckbar. 

Koſten, welche weder dem Angeſchuldigten noch einem Dritten auferlegt 
werden oder von dem Verpflichteten nicht eingezogen werden können, fallen 
der Kammer zur Laſt. Dieſelbe haftet den Zeugen und Sachverſtändigen für 
die ihnen zukommende Entſchädigung in gleichem Umfange, wie in Strafſachen 
die Staatskaſſe. Bei weiterer Entfernung des Aufenthaltsorts der geladenen 
Perſonen iſt denſelben auf Antrag ein Vorſchuß zu bewilligen. 

Die Hinterlegung der geſetzlichen Entſchädigung für Perſonen, welche von 
dem Angeklagten unmittelbar geladen ſind, erfolgt bei dem Schriftführer des 
Vorſtandes. 8 95 

5% 


Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile des Ehrengerichts find von dem 
Schriftführer des Vorſtandes zu ertheilen. 


$. 96. 


Die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft tritt mit der Rechtskraft 
des Urtheils ein. Dieſelbe wird von dem Schriftführer des Vorſtandes unter 
Mittheilung einer mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglau⸗ 
bigten Abſchrift der Urtheilsformel den Gerichten, bei welchen der Rechtsanwalt 
zugelaſſen war, und der Landesjuſtizverwaltung angezeigt. 


$. 97. 


Geldſtrafen ($$. 58, 63) fließen zur Kaffe der Kammer. 

Die Vollſtreckung der eine Geldſtrafe ausſprechenden Entſcheidung erfolgt 
auf Grund einer von dem Schriftführer des Vorſtandes ertheilten, mit der Be⸗ 
ſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten Abſchrift der Entſchei⸗ 
dungsformel nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung der Urtheile in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten. 

Dasſelbe gilt von der Vollſtreckung der die Koſten feſtſetzenden Verfügung. 

Die Vollſtreckung wird von dem Schriftführer des Vorſtandes betrieben. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgerichte. 


$. 98. 

Auf die Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgerichte finden, inſoweit nicht in 
den nachfolgenden Paragraphen abweichende Beſtimmungen enthalten ſind, die 
Vorſchriften der erſten vier Abſchnitte dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwen⸗ 
dung, daß an die Stelle der Landesjuſtizverwaltung der Reichskanzler und an 
die Stelle des Oberlandesgerichts das Reichsgericht tritt. 


$. 99. 

Die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft und die Zurücknahme der Zulaſſung 
bei dem Reichsgericht erfolgt durch das Präſidium des Reichsgerichts. Dasſelbe 
entſcheidet über den Antrag auf Zulaſſung nach freiem Ermeſſen, jedoch vor- 
behaltlich der Vorſchriften der $$. 1, 5. 


F. 100. 

Die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgericht iſt mit der 
Zulaſſung bei einem anderen Gericht unvereinbar. * 

Die bei dem Reichsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte dürfen bei einem 
anderen Gerichte nicht auftreten. 

F. 101. 

Eine Uebertragung der dem Prozeßbevollmächtigten zuſtehenden Vertre⸗ 
tung auf einen bei dem Reichsgerichte nicht zugelaſſenen Rechtsanwalt findet 
nicht ſtatt. 

N F. 102. 

Die Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte wird durch die bei demſelben 
zugelaſſenen Rechtsanwälte gebildet. 

Die Mitglieder des Ehrengerichtshofs können nicht Mitglieder des Ehren⸗ 
gerichts ſein. 


Sechster Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 
$. 103. 
Dieſes Geſetz tritt, vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 112, 113, im 
ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 
$. 104. 


„Der am Orte eines oberſten Landesgerichts wohnhafte Rechtsanwalt kann 
bei dieſem Gerichte zugelaſſen werden, wenn nach dem Gutachten des letzteren die 
Zulaſſung zur ordnungsmäßigen Erledigung der Anwaltsprozeſſe erforderlich iſt. 
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$. 105. 


Die bei einem oberſten Landesgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte ſind 
Mitglieder der Anwaltskammer, in deren Bezirke das Gericht ſeinen Sitz hat. 


$. 106. 


Die erſte Verſammlung der Anwaltskammern findet zur Wahl der Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ſtatt. 

Die Verſammlung wird von dem Präſidenten des Oberlandesgerichts, bei 
dem Reichsgerichte von dem Präſidenten des letzteren berufen. Den Vorſtitz 
0 5 führt der Präſident oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des 

erichts. 

Der Vorſitzende ernennt für die Verſammlung aus deren Mitte einen 
Schriftführer. 

§. 107. 

Den zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen Rechts⸗ 
anwälten (Anwälten, Advokaten, Advokatanwälten, Prokuratoren) kann die 
Zulaſſung bei einem Landesgerichte, in deſſen Bezirke fie bisher ihren Wohnſtitz 
hatten, nicht verſagt werden, wenn ſie dieſelbe vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes oder binnen drei Monaten nach demſelben beantragen. 

Dieſelben ſind, ſofern ſie die Zulaſſung bei dem Landgericht ihres Wohn⸗ 
ſitzes beantragen, befugt, ihren bisherigen Wohnſitz beizubehalten. 

Eine nochmalige Beeidigung dieſer Rechtsanwälte findet nicht ſtatt. 

Den zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen Rechts⸗ 
anwälten, welche bei den an ihrem Wohnſtitze befindlichen mehreren Kollegial⸗ 

erichten die Anwaltſchaft auszuüben berechtigt find, kann die gleichzeitige Zu⸗ 
aſſung bei den an demſelben Orte an die Stelle der bisherigen tretenden 
Kollegialgerichten nicht verſagt werden, wenn ſie dieſelbe vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes beantragen. Durch landesherrliche Verordnung kann in dieſem 
Falle für einzelne Orte die gleichzeitige Zulaſſung bei mehreren Kollegialgerichten 
ausgeſchloſſen werden. 

$. 108. 

Diejenigen, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes die Fähigkeit 
zur n, a a erlangt haben, können zur Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen 
werden, auch wenn ſie die Fähigkeit zum Richteramte nicht erlangt haben. 

Dieſelben haben nach Maßgabe des F. 4 ein Recht auf Zulaſſung bei den 
Gerichten des Bundesſtaats, in welchem ſie die Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft erlangt haben. 

Die Zulaffung eines ſolchen zum Richteramte nicht befähigten Antragſtellers 
kann auch dann verſagt werden, wenn dieſelbe nicht vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes oder binnen drei Monaten nach demſelben oder, falls der Antragſteller 
zu dieſer Zeit ein Amt bekleidet, mit welchem die Rechtsanwaltſchaft nicht ver- 
einbar iſt, nicht vor Ablauf von drei Monaten nach dem Ausſcheiden aus dieſem 
Amte beantragt wird. 
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F. 109. 


Die Landesgeſetze können für ſolche Kategorien von Rechtsanwälten und 
zur Rechtsanwaltſchaft Befähigten ($$. 107, 108), für welche die Fähigkeit zum 
Richteramte nicht erforderlich war, beſtimmen, daß deren Zulaſſung zu verſagen 
oder nur unter Beſchränkungen zu ertheilen ſei. 


$. 110. 


Durch landesherrliche Verordnung kann die Landesjuſtizverwaltung auf 
einen Zeitraum von drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ermäch⸗ 
tigt werden, die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft denjenigen zu verſagen, welche 
im Juſtizdienſte ſich befinden, ſowie denjenigen, welche aus demſelben ausge⸗ 
ſchieden ſind, ohne in einen anderen Zweig des Reichs⸗ oder Staatsdienſtes oder 
in ein beſoldetes Gemeindeamt übergegangen oder zur Rechtsanwaltſchaft zuge⸗ 
laſſen worden zu ſein. 

a Auf Grund einer ſolchen Ermächtigung kann jedoch die Zulaſſung den⸗ 

jenigen nicht verſagt werden, welche dieſelbe binnen einem Jahre nach erlangter 
Fähigkeit zur Rechtsanwaltſchaft beantragen und nicht bereits im Juſtizdienſte 
angeſtellt worden ſind. Für diejenigen, welche die Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft bei dem Inkrafttreten diefes Geſetzes bereits erlangt hatten, läuft dieſe 
Friſt noch mindeſtens drei Monate nach dieſem Zeitpunkte. 


F. 111. 


Bis zur Wahl des Vorſtandes der Anwaltskammer iſt die Anhörung des⸗ 
ſelben nach den Vorſchriften der $$. 3, 99 nicht erforderlich. 


F. 112. 


Auf Anordnung der Landesjuſtizverwaltung können ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes die Rechtsanwaltsliſten ($. 20) angelegt 
und Eintragungen der in Gemäßheit des §. 107 erfolgenden Zulaſſungen be⸗ 
wirkt werden. 

Die Landesjuſtizverwaltung beſtimmt die Gerichte, welche bis zu dem 
bezeichneten Zeitpunkte die Liſten zu führen haben. 


§. 4143. 


Ueber den Antrag auf Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichs⸗ 
gericht entſcheidet vor dem Inkrafttreten des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes an Stelle 
des Präſidiums des Reichsgerichts das Plenum des Reichs⸗OSberhandelsgerichts. 

Das letztere hat bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte die Rechtsanwaltsliſte 


zu führen. 
i. 


| Mit Zuſtimmung des Bundesraths kann die Landesjuſtizverwaltung, wenn 
in dem Bezirk eines nur einem Bundesſtaate angehörigen Oberlandesgerichts 
Reichs⸗Geſetzol. 1878. 39 
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das Syſtem des franzöſiſchen Rechts und an dem Sitze einzelner Landgerichte 
ein anderes Syſtem des bürgerlichen Rechts beſteht, oder wenn das umgekehrte 
Verhältniß obwaltet, die bei dieſen Landgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte in 
den daſelbſt verhandelten Prozeſſen bis zur Einführung eines gemeinſchaftlichen 
bürgerlichen Geſetzbuchs zur Vertretung der Parteien auch bei dem Oberlandes⸗ 
gerichte zulaſſen. 

§. 115. 


Auf die gegen einen Rechtsanwalt (F. 107) zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes anhängigen Disziplinarſachen finden die Beſtimmungen der 
FF. 8, 9, 10, 12 des Einführungsgeſetzes zur Strafprozeßordnung entſprechende 
Anwendung. 

An die Stelle des nach den bisherigen Geſetzen zuſtändigen oberſten 
Landesgerichts tritt der Ehrengerichtshof nach Maßgabe des F. 90. 


n 


Eine nach den bisherigen Geſetzen erkannte zeitige Entziehung der Befugniß 
zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft (Suspenſion, Dienſtſperre) iſt im Sinne 
der §. 6 Nr. 3, §. 15 Nr. 1, F. 43 Nr. 3 für eine härtere Strafe als Verweis 
zu erachten. - 

Der Landesgeſetzgebung bleibt überlaſſen, zu beſtimmen, in welchen Ver⸗ 
hältniß andere bisher zuläſſige Strafen zu den im $. 63 bezeichneten ſtehen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais bei Potsdam, den 1. Juli 1878. 


Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Kaiſers: 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Fürſt v. Bismarck. 
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